
INTERNATIONALE POLITIK
46   spw   4 / 2003

    Vielleicht nicht zum letzten Mal
wird Jassir Arafat im September eine Umbil-
dung des Kabinetts veranlasst haben. Und
wohl nicht zum letzten Mal wird dies ohne
die Möglichkeit des palästinensischen Vol-
kes, über einen solchen Schritt mitentschei-
den zu können, geschehen sein. Denn der
Zeitpunkt der längst überfälligen Wahlen,
ursprünglich angekündigt für Januar 2003,
steht angesichts der derzeitigen Eskalation
des Konflikts mehr denn je in den Sternen.
Resignation ob der Zustände im Nahen Os-
ten macht sich deshalb aber nicht nur bei
den westlichen Geberländer breit, sondern
vor allem unter den Betroffenen selbst – Pa-
lästinensern wie Israelis. Vor diesem Hinter-
grund weckt die vor einem Jahr gegründe-
te Bewegung „Palestinian National Initiati-
ve“ (kurz: PNI oder auch Al-Mubadara/Die
Initiative) einen kleinen demokratischen
Hoffnungsschimmer. Unter Israelis so gut
wie gar nicht bekannt und unter Palästi-
nensern nur in bestimmten Schichten pro-
minent, wird die Bewegung jedoch im Aus-
land mit großem Interesse verfolgt und von
hiesigen zivilgesellschaftlichen wie politi-
schen Akteuren umworben. Je nach Aus-
richtung, wird sie mal als sozialdemokra-
tisch, mal als liberal, mal als undoktrinär be-
zeichnet. Um also nicht überzogenen Er-
wartungen zum Opfer zu fallen, wie im Fall
des nach nur wenigen Monaten im Amt zu-
rückgetretenen palästinensischen Premier-
ministers Mahmud Abbas geschehen, soll
im Folgenden kurz beleuchtet werden, wie
realistisch die Hoffnungen sind, die unter
anderem die deutsche Sozialdemokratie in
die PNI setzt.

Eine „Dritte Alternative“: Zwischen Arafat
und islamistischen Extremisten
Gegründet wurde „Al-Mubadara“, wie sie in
Palästina und in arabischsprachigen Zei-
tungen gemeinhin genannt wird, am 6. Juni
2002 von namhaften Vertretern der palästi-
nensischen Gesellschaft und Politik. Unter-
zeichnet wurde der Aufruf von Mustafa
Barghouthi aus Ramallah, Direktor der
größten palästinensischen Erste-Hilfe-Or-
ganisation UPMRC, von Haidar Abdel-Shafi
aus Ghaza, der sich weiten Respekt durch
seine Rolle bei den Verhandlungen in Bar-
celona verschafft hatte, dem Jerusalemer

Abgeordneten Ibrahim Daqqaq und dem
kürzlich verstorbenen US-palästinensi-
schen Professor Edward Said. In Saids Wor-
ten, die in der gesamten arabischen Welt
großen Einfluss besitzen, stellt Al-Mubada-
ra  „eine Vision von Frieden mit Gerechtig-
keit, Koexistinenz und – extrem wichtig –
säkularer Sozialdemokratie für unser Volk,
die einzigartig in der palästinensischen Ge-
schichte ist“ dar (Al-Ahram Weekly,
11.7.2002).
Entstanden und genährt aus den wach-
senden Forderungen der Bevölkerung, am
Prozess des „nation-building“ und damit
an der Bildung eines unabhängigen und
lebensfähigen palästinensischen Staates
beteiligt zu sein, ist der konkrete Wir-
kungsgrad der PNI aber nur schwer zu be-
stimmen. Aktiv unterstützt wird sie derzeit,
außer von den ausländischen Stiftungen
in Palästina, vor allem von Angehörigen
der palästinensischen Mittelschicht und
der säkularen Intelligenz. Besonders durch
die Aktivitäten des von Mustafa Barg-
houthi geleiteten UPMRC, der die medizi-
nische Versorgung von über einer Million
Palästinenserinnen und Palästinenser si-
cherstellt, macht sie indirekt einen weitaus
größeren Personenkreis für die Bewegung
empfänglich.
Mustafa Barghouthi ist auch der Hauptpro-
tagonist der Bewegung. Der smarte 49jähri-
ge Alt-Kommunist, der ursprünglich in der
Sowjetunion zum Arzt ausgebildet worden
war und später in Stanford ein MBA dazu er-
warb, fungiert als Generalsekretär der PNI.
Nach seinen Worten, die sich im Detail auf
der Website der Organisation (www.almuba
dara.org) nachlesen lassen, will sie eine „Drit-
te Alternative, ein Dritter Weg“ sein. Al-Mud-
abara möchte damit denjenigen Teil der Be-
völkerung repräsentieren, der in der auslän-
dischen öffentliche Meinung, also vor allem
in der israelischen und der US-amerikani-
schen, unrechtmäßigerweise nicht wahrge-
nommen wird, weil sie nicht der stereotypen
Kategorisierung in die korrupte Nationalau-
tonomie Arafats einerseits und gewaltberei-
te Islamisten andererseits entspricht. Die An-
erkennung der – empirisch nachweisbar
durchaus nicht unwesentlichen – Gruppe
von Befürwortern einer demokratischen
und säkularen Alternative würde, so Barg-

houthi, nicht nur die Verhandlungsstrategie
der israelischen Regierung unterminieren,
sondern auch das Ausmaß der Verschlep-
pung der internen Reformen durch die Pa-
lästinensische Autonomiebehörde zu Tage
fördern.

Eine einheitliche nationale Führung
Um nicht nur einer weiteren Schwächung
dieser palästinensischen demokratischen
Öffentlichkeit entgegenzutreten, sondern
vor allem auch um eine weitere Spaltung
der Gesellschaft zu verhindern, setzt sich
Al-Mubadara vornehmlich für die Bildung
einer nationalen Einheitsführung, also für
eine Einbindung der islamistischen Akteure
in den politischen Prozess, ein. Nur so kann
nach Einschätzung Barghouthis und der
PNI ein lebensfähiger souveräner Staat Pa-
lästina geschaffen werden, der wiederum
die Grundlage dafür darstellt, dass die von
ihr propagierte säkulare und demokrati-
sche Option eines Tages mehrheitsfähig
wird. Barghouthi erwartet sich von der Ein-
bindung aller Gruppen in den politischen
Prozess die Mäßigung der radikalen Kräfte
wie Hamas und islamischer Dschihad, da
auch sie gezwungen wären, sich dem mehr-
heitlichen Willen des Volkes zu unterwer-
fen. Zwar kann auch für Barghouthi eine
solche geeinte Führung nur eine Interims-
lösung zur Vorbereitung wirklich demokra-
tischer Wahlen sein, doch sind seine Erwar-
tungen an sie hoch. Er erhofft sich „...eine
Führung, die uns mit einem Minimum an
Koordinierung und Aussöhnung versieht
und unserem Volk Vision, Führung und Ori-
entierung, die uns so lange fehlte, anbietet“
(„Ein Ort für unseren Traum“, Palästina Jour-
nal 53/54, S.7).

Sozialdemokratische Visionen
Dabei mangelt es Al-Mubadara nicht an ei-
ner praktischen, wenn auch ambitioniertenInken Wiese (28), Internationale Sekretärin der Jusos und Islamwissenschaftlerin, lebt in Berlin

Der palästinensische
„Dritte Weg“
Von Inken Wiese
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politischen Agenda. Neben ihren Forderun-
gen an die israelische Seite nach einem
souveränen und unabhängigen Staat in
den Grenzen von 1967 mit Jerusalem als
seiner Hauptstadt und der prinzipiellen An-
erkennung des Rückkehrrechts palästinen-
sischer Flüchtlinge gibt es konkrete Forde-
rungen an die palästinensische Führung.
Nicht nur die Etablierung einer unabhängi-
gen Justiz und damit eine Durchsetzung
der Gewaltenteilung sowie die Verstärkung
des Kampfes gegen die Korruption stehen
auf der Agenda, sondern auch sozialdemo-
kratische Kernanliegen wie die Errichtung
eines wohlfahrtsstaatlichen Gesundheits-
systems und eines allgemeinen und refor-
mierten Bildungs- und Erziehungssystems.
Diese Aufgaben, die man zwar in Kooperati-
on mit ausländischen Organisationen und
Institutionen, auf keinen Fall aber unter ih-
rer Führung, angehen müsse, stellen nach
Ansicht Mustafa Barghouthis nicht nur ei-
nen wichtigen Schritt auf dem Weg zur
längst überfälligen politischen Selbstbe-
stimmung dar. Er erwartet sich auch
geradezu „emanzipatorische soziale und
entwicklungspolitische Auswirkungen“ für
die gesamte Bevölkerung von ihnen.

Begrenzte Chancen der PNI als Partei –
noch!
An Rhetorik wie dieser lässt sich manchmal
noch die kommunistische Schule ablesen,
die Barghouthi durchlaufen hat. Dass er
auch weiterhin Vorstandsmitglied der kom-
munistischen Partei Palästinas ist, wider-
spricht damit zwar nicht dem Programm
von Al-Mubadara, die sich ja für eine partei-
übergreifende Führung einsetzt, über-
rascht aber vor dem Hintergrund der Pläne,
bei den nächsten Wahlen als eigene Partei,
mindestens jedoch als Wahlbündnis anzu-
treten. Barghouthis Zögern, die kommunis-
tische Partei zu verlassen, mag damit be-
gründet sein, diese Pläne zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht allzu publik machen zu
wollen, da die Chancen seiner Wahl bzw. die
seiner Bewegung derzeit denkbar gering
wären. Zwar gehören er und Haidar Abdel-
Shafi zu den geschätztesten Persönlichkei-
ten in Palästina, da sie sich durch ihren ge-
waltlosen Beitrag zum palästinensischen
Befreiungskampf und zur Intifada ausge-
zeichnet haben, aber auch durch ihre Dis-
tanz zur Autonomiebehörde Arafats ihre In-
tegrität wahren konnten. Gerade die Aufga-
be dieser Distanz, die viele im Eintritt der
PNI in den politischen Wettkampf sehen
würden, stellt derzeit eine der größten Ge-
fahren dar.
Hinzu kommt, dass es angesichts der in Pa-
lästina noch weit verbreiteten Klientel-
strukturen in der Regel nicht ein überzeu-
gendes Parteiprogramm und hehre Maß-
stäbe sind, die bei einem Urnengang ent-
scheiden. Trotzdem sollten Personen wie
Mustafa Barghouthi und Bewegungen wie

Al-Mubadara als Hoffnungsträger und
mögliche Führungskräfte eines friedlichen
und demokratischen Neuanfangs nicht
nur weiterhin im Auge behalten werden,
sondern auch weiterhin die größtmögli-
che Unterstützung aus dem In- und Aus-
land erhalten.

Auch Jusos leisten einen Beitrag
Die Jusos haben mit ihrem Beitrag schon
begonnen: So informierten sie Vertreter-
innen und Vertreter des Jugendsektors von
Al-Mubadara in einem einwöchigen Semi-
nar in Berlin über die deutschen jugendver-
bandlichen Strukturen und über innerpar-
teiliche Demokratie. Dass angesichts der

jungen palästinensische Gesellschaft
daraus eine aktive und starke Jugendorga-
nisation entwachsen möge, bleibt
hoffentlich nicht nur ein frommer Wunsch.
Die geplanten flächendeckenden ver-
bandsinternen Wahlen auf allen Gliede-
rungsebenen in den kommenden Monaten
geben berechtigten Anlas zur Hoffnung: Sie
wären nicht nur ein Stück gelebte Demo-
kratie in Palästina, sondern sollen die Bewe-
gung rechtzeitig vor den nationalen Wah-
len mit einer legitimierten Führung verse-
hen und damit ihren Forderungen nach in-
nerpalästinensischen Demokratie Nach-
druck verleihen. Ein erster Schritt auf einem
noch langen und steinigen Weg. spw  4 / 2003
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